
aum hab en sich kurz vor der Bunde stags-
wahl vom 2 7. Septemb er 2 0 09 die Unions-

p arteien und in ihrem Schlepptau SPD und FDP
auf öffentlichen Druck dazu durchgerungen,
eb enso wie die Linkspartei das Unrecht der Wehr-
machtju stiz b eim Namen zu nennen und die
»Kriegsverräter« zu rehabilitieren,

1 )

wird der Ver-
such unternommen, wieder eine eigene Militärge-
richtsb arkeit einzuführen, o der, was im Ergebnis
auf dasselb e hinau släuft, Sold aten Straffreiheit für
leichtfertig angerichtete »Kollateralschäden« zu
garantieren .

Ange sichts schlimmer Erfahrungen im Kaiser-
reich war die Militärju stiz 1 9 1 9 und , nach ihrer
Wiedererrichtung durch die Nazis , im Jahre 1 9 4 6
erneut abge schafft worden . D er im Rahmen der
Wiederaufrüstung der Bundesrepublik 1 9 5 6 ins
Grundgesetz eingefügte Art. 9 6 hatte zwar die
theoretische Möglichkeit einer Wehrstrafge-
richtsb arkeit eröffnet. Wegen des zu erwartenden
öffentlichen Widerstande s scheute man ab er
schon die bloße Disku ssion darüb er. D enno ch
machten sich b ald nach Gründung der Bundes-
wehr Juristen im Bundesju stiz- und Bundesvertei-
digungsministerium in aller Heimlichkeit an die
Planung einer eigenständigen Militärju stiz . In den
Schubladen wurden bis zum Jahre 1 975 fertig er-
arb eitete Ge setzentwürfe

2)

b ereitgelegt, die für
D eserteure und andere B e schuldigte einen dras-
tisch verkürzten Rechtsschutz vorsahen, außer-
dem Eingriffsrechte de s j eweils kommandieren-
den Generals als » Gerichtsherr« unseligen Ange-
denkens sowie die Aufstellung von Sondereinhei-
ten, vergleichb ar den B ewährungskomp anien der
Wehrmacht. Eb enso vor der Äffentlichkeit verb or-
gen, selb st unter Kollegen verheimlicht, ließen
sich die als künftige Militärrichter b ereits vorge se-
henen Juristen nach S ardinien und Kreta fliegen,
um dort in simulierten Gerichtsverhandlungen
mit Staatsanwälten, Richtern und Angeklagten ih-
re künftige Tätigkeit einzuüb en . Neb en Schreib-
kräften hatten sie auch Bücherkisten mit juristi-
schen Kommentaren und Lexika in Polnisch, Ru s-

sisch und Tschechisch dab ei, dazu Rob en (mit
dem »Tätigkeitsabzeichen« einer vom Schwert ge-
kreuzten Waage) , unter denen der Kampfanzug
getragen wurde . Als der Skand al durch eine »Pan-
ne« (im Hau shaltsplan der Bunde sregierung von
1 9 84 wurde ein verkappter Po sten

3 )

entdeckt)
und durch das Buch »Kampfanzug unter der Ro-
b e« von Ulrich Vultejus

4)

ans Tageslicht kam, mu ss-
te die Planung abgebro chen werden .

Strafrechtliche Privilegierung
von Soldaten?

D ass die alte Forderung nach einer Sonderge-
richtsb arkeit fürs Militär heute wieder aufkommt,
ist kein Zufall in einer Zeit, d a in den Kriegen un-
ter B eteiligung der Bundeswehr in b esetzten Län-
dern zunehmend Zivilisten Opfer von B omb enan-
griffen und anderen militärischen Exze ssen wer-
den. Die se Gefahr hat im Zuge einer Waffenent-
wicklung zugenommen, die d arauf gerichtet ist,
die Zahl der eigenen Opfer zu minimieren und zu-
gleich die de s Gegner zu maximieren. Seit sich im
Rahmen der Entstehung eines Völkerrechts ein
differenziertes B ewusstsein für Recht und Un-
recht im Krieg entwickelt hat, darf es im Krieg kei-
ne rechtsfreien Räume geb en. In einem b ewaffne-
ten Konflikt hat die Bunde swehr die Strafgesetze
und das humanitäre Völkerrecht (die Genfer Kon-
ventionen) zu b e achten. Zugleich zeigt sich das
B estreb en der militärischen Akteure , sich den
durch das Recht gesetzten Einschränkungen zu
entziehen . Man mö chte der Gefahr einen Riegel
vorschieb en, dass militärisches Unrecht aufge-
klärt und gar von unb efangenen Juristen geprüft
wird , das die Politik lieb er unter den Teppich ge-
kehrt sehen mö chte . D er Bundeswehrverb and un-
ter dem Vorsitz von Ob erst Ulrich Kirsch b eklagte
die »Rechtsunsicherheit« der Soldaten und forder-
te für sie »einen ganz anderen Rechtsstatu s« .

5 )

Und

Helmut Kramer

Kriegsjustiz durch die Hintertür?
Zu den Plänen für eine neue Militärgerichtsbarkeit

1 ) Zu dem durch das Gesetz vom 8 . 9 . 2 0 09 b eendeten Konflikt um
die Aufhebung der Todesurteile gegen die sog . Kriegsverräter
vgl. Helmut Kramer: D er Streit um die Kriegsverräter. Ge-
schichtsfälschung im Dienst der Politik: In : Blätter für deutsche
und internationale Politik 3/2 0 0 9 , S . 1 0 9- 1 1 9 .

2 ) D arunter eine Wehrstrafgerichtsordnung, die sp ätestens im
Kriegsfall, dann gegeb enenfalls durch das Notp arlament nach
Artikel 5 3 a, 1 1 5 e Grundgesetz, verab schiedet werden sollte .

3 ) Erst auf Nachfrage eines Bundestagsabgeordneten ergab sich,
dass es sich um Ko sten für den Ersatz von durch Mottenfraß b e-
schädigten Rob en handelte .

4) Vgl . Ulrich Vultejus : Kampfanzug unter der Rob e . Kriegsge-
richtsb arkeit des zweiten und dritten Weltkriegs . H amburg
1 9 84 , S . 7-4 4 .

5 ) Ulrich Kirsch : Wir erwarten viel von Regierung und Parlament,
in : Die Bundeswehr, 1 0/2 0 0 9 , www. bunde swehrverb and . de ,
0 1 . 1 0 . 2 0 09 ; ders . : Interview »Eine D eb atte , die im Parlament hät-
te geführt werden müssen« . In : www. dradio . de , 1 3 . 02 . 2 0 1 0 ; Jörg
van E ssen : Zivile Justiz einsatzfähig machen . In : Homeland Secu-
rity, 2/2 0 09 , S . 3 2 f. ; ders . : Soldaten brauchen Rechtssicherheit.
In : www. morgenpo st. de , 07. 1 2 . 2 0 0 8 ; Thomas Steinmann : Ju stiz
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unverhohlen rief der frühere Verteidigungsminis-
ter Franz Jo sef Jung mit der Forderung »Sold aten
dürften nicht mit staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen konfrontiert werden« nach einer Jus-
tiz mit bloßer Feigenblattfunktion, denn, so Jung
weiter, ein Strafverfahren gegen Ob erst Georg
Klein mit dem Ziel der Aufklärung des Massakers
b ei Kunduz hätte »katastrophale Folgen« für die
Bunde swehr.

6)

Wenn die Militärbürokraten in der Politik
»Rechtssicherheit« und »Handlungssicherheit«
verlangen, geht es ihnen unmissverständlich um
die Ausstellung eine s Freibriefs . In der D eb atte
üb er die grau same Verfolgung von D eserteuren,
»Wehrkraftzersetzern« und »Kriegsverrätern«
durch die Wehrmachtjustiz zwecks Aufrechter-
haltung der »Manneszucht« b e schäftigten sich die
Medien und selb st die meisten Historiker nur am
Rande mit einer anderen wichtigen, völkerrecht-
lich auch während des Zweiten Weltkriegs unb e-
strittenen Funktion einer Militärjustiz : der Aufga-
b e , militärische Üb ergriffe gegen die Zivilb evöl-
kerung okkupierter Länder zu legitimieren .

Nach dem von hohen Militärjuristen der NS-
Zeit formulierten »B arb aro ssa«-Kriegsgerichts-
b arkeitserlass

7)

sollte sich die Wehrmachtjustiz
einfach gar nicht um solche Üb ergriffe kümmern.
Diese Ab stinenz der Wehrmachtju stiz war eine
we sentliche Vorau ssetzung für den millionenfa-
chen Massenmord an der jüdischen und übrigen
Zivilb evölkerung in Polen und der Sowj etunion
sowie an der Au srottung ganzer D örfer auch in
Griechenland und Italien. Gewiss darf man den
NS-Vernichtungskrieg nicht mit den »humanitä-
ren« Militärinterventionen von heute verglei-
chen . Wie wir ab er nicht nur am B eispiel der vie-
len von US-Militärs in Vietnam an Zivilisten verüb-
ten Massaker wissen, b esteht die allzu oft von der

Ju stiz gedeckte Anfälligkeit von Sold aten für Ge-
waltexzesse unabhängig von ideologischen Vor-
einstellungen .

8)

Viele heutige Juristen würden sich wohl eine
generelle Anweisung zur Niederschlagung von
Verfahren wegen Au sschreitungen gegen die Zi-
vilb evölkerung verbitten . Die historische Willfäh-
rigkeit der Wehrmachtrichter lenkt j edo ch den
Blick auf Gefahren, in denen j ede eigens für den
Militärb ereich eingerichtete Sondergerichtsb ar-
keit und auch j ede auf Militärsachen spezialisierte
Staatsanwaltschaft steht : d ass der rechtliche Op-
ferschutz vernachlässigt wird und Üb ergriffe ge-
gen die Zivilb evölkerung unge ahndet bleib en.
Auch US-amerikanische Militärjuristen hab en

sich b ei der Rechtlo sstellung der Opfer hervorge-
tan : vom Vietnamkrieg (Stichwort : My Lai)

9)

üb er
den Irakkrieg (Stichwort: Abu Ghraib)

1 0)

bis zum
»Antiterrorkrieg« in Afghanistan

1 1 )

und in aller
Welt (Stichworte : Gu antanamo , Geheimgefäng-
nisse der CIA)

1 2 )

. Und was ge schieht mit den von
deutschen Soldaten gemachten und an die Ameri-
kaner üb ergeb enen Gefangenen?

Solange die Tötung von Zivilisten und andere
in Afghanistan angerichtete »Kollateralschäden«
im Halb dunkel blieb en, war das B edürfnis nach ei-
nem rechtsfreien Raum für Soldaten und Offiziere
wenig aktuell . D as änderte sich mit der B omb ar-
dierung der b eiden Tanklastzüge b ei Kunduz am
4 . Septemb er 2 0 09 . D amit wurde erstmals einer
breiten Äffentlichkeit b ewu sst, dass Zivilisten als
Kriegsopfer de s Schutze s durch die Justiz b edür-
fen . Die Au ssicht, dass unabhängige Juristen sich
mit diesem und künftigen Kriegsverbrechen b e-
schäftigen könnten, weckte b ei denen, die sich
keine B eschränkungen b eim Üb ergang von als
Aufb auhilfe o der als »humanitäre Intervention«
deklarierten Militäreinsätzen zu Kriegsoperatio-
nen auferlegen mö chten, das Verlangen nach ei-
ner »einsatzfesten« Ju stiz .

Militärjustiz durch die Hintertür?

Was nach den Erfahrungen der Bundeswehr bis
vor Kurzem no ch als Tabu galt, wird j etzt vom
Bunde swehrverb and mit Nachdruck gefordert:
die Wiedereinrichtung einer Militärju stiz . D enn
es könne nicht sein, dass einem Soldaten wegen zi-
viler Opfer in Afghanistan der Proze ss gemacht
werde .

1 3 )

Nach der Erschießung eines afghani-
schen Jugendlichen im Jahre 2 0 0 6 dachte man so-
gar an eine »Militärgerichtsb arkeit mit Staatsan-
wälten, die mit in den Einsatz entsandt werden«

14)

,
sozu sagen eine »emb edded ju stice« .

Ange sichts der Vergangenheit der deutschen
Militärjustiz werden solche frommen Wünsche
nach einer förmlichen Rückkehr zu einer Militär-
justiz mit fe st in die militärischen Strukturen ein-

in Zeiten des Krieges . In : www. ftd . de , 2 5 . 0 3 . 2 0 1 0

6) Vgl . u . a. Tö dlicher Luftangriff j etzt ein Fall für Guttenb erg . In :
www.welt. de/politik/au slandarticle 5 0 1 3 0 3 1

7) Vgl . Manfred Messerschmidt/Fritz Wüllner : Die Wehrmachtjus-
tiz im Dienste des Nationalsozialismus − Zerstörung einer Le-
gende . B aden-B aden 1 9 87, S . 2 0 6-2 1 1 sowie Anlage 6 .

8) Vgl . Sönke Neitzel und H arald Welzer: Soldaten . Protokolle vom
Kämpfen , Töten und Sterb en . Frankfurt a. M . 2 0 1 1 .

9) Vgl . B ernd Greiner: Krieg ohne Fronten . Die USA in Vietnam .
H amburg 2 0 07, S . 4 39-5 1 0 .

1 0) Zwischen 2 0 04 und 2 0 07 wurden in D eutschland und Frank-
reich insgesamt drei Strafanzeigen gegen den ehemaligen Ver-
teidigungsminister Donald Rumsfeld u . a. Mitglieder der US-Re-
gierung sowie Angehörige der Streitkräfte wegen Kriegsverbre-
chen , Folter und weiteren Straftaten in den Militärgefängnissen
Guant‰ ˚ namo und Abu Ghraib gestellt. D azu : Die Rumsfeld-Fol-
ter-Fälle : Strafanzeige gegen Verantwortliche gestellt. www. ec-
chr. de/u s-folterfaelle/articles/rumsfeld .htm; vgl . auch Mord im
Irak. Tödliche CIA-Folter in Abu Ghraib soll erneut untersucht
werden . In : Süddeutsche Zeitung, 1 4 . 6 . 2 0 1 1 ;

1 1 ) M arkus Holzinger : Die Schleifung des Rechts . Zehn Jahre Anti-
terrorkrieg . In : Blätter für deutsche und internationale Politik
2/2 0 1 1 , S . 6 4-72 .

1 2 ) Vgl . Michael Sniffen : US-Regierung hält Folter-Geständnisse für
rechtens . 3 . 1 2 . 2 0 04 , spiegel-online . de ; Matthias Geb auer: Rotes
Kreuz b estätigt Existenz von US-Geheimgefängnis . 7. 6 . 2 0 07,
spiegel-online . de ; hut/dp a: CIA schafft umstrittene Geheimge-
fängnisse ab . 1 0 . 4 . 2 0 0 9 , spiegel-online . de .

1 3 ) Tageszeitung, 1 2 . 9 . 2 0 09 .

1 4) Vgl . Stefan Kornelius in : Süddeutsche Zeitung, 2 1 . 7. 2 0 09 .

1 2



gebundenem Personal zwar nicht alsb ald durch-
setzb ar sein . D o ch sind längst Lö sungen im Ge-
spräch, die d arauf hinau slaufen, dass sich mit der
weniger rechtlich als politisch heiklen Materie
nur »zuverlässige« Juristen b eschäftigen. Man will
eine Ju stizpraxis erreichen, die sicherstellt, dass
die Au slandsaktivitäten der Bundeswehr vom
Recht möglichst ungestört bleib en. D er 2 0 0 9 zwi-
schen CDU/C SU und FDP ge schlo ssene Ko aliti-
onsvertrag der neuen Bunde sregierung sah die
Einrichtung einer »zentralen Zuständigkeit der

Ju stiz« für Bunde swehrstrafsachen vor. Die frühe-
ren Pläne für eine durch au sgewählte Richter mit
einer eigenen Laufb ahn b e setzte Sondergerichts-
b arkeit für Bunde swehrsachen hat man zwar
nicht wieder aufgegriffen . Die rechtlichen und
verfassungsrechtlichen Vorau ssetzungen wären
nicht herzustellen gewe sen . Stattde ssen favori-
siert das Bundesju stizministerium nun die Ein-
richtung einer »Schwerpunktstaatsanwaltschaft«
mit daran gekoppelten örtlichen zentralen ge-
richtlichen Zu ständigkeiten. Ein Gesetzentwurf

1 5 )

sieht dazu eine Änderung de s Gerichtsverfas-
sungsge setzes ( § 1 4 3 GVG) und der Strafprozess-
ordnung (Einfügung eine s § 1 1 a StPO) vor. Nach
der j etzigen Rechtslage ist für im Au slandseinsatz
b egangene Taten von Soldaten die für den inländi-
schen Einheitsstandort zu ständige Staatsanwalt-
schaft bzw. d as Gericht am Standort zu ständig.
Waren mehrere Soldaten mit verschiedenen
Stammeinheiten b eteiligt, b e stimmte die Staats-
anwaltschaft Potsdam die zu ständige Staatsan-
waltschaft. B egründet wird die nun ange strebte
Zuständigkeit einer einzigen Staatsanwaltschaft
u . a. mit der Möglichkeit von Kompetenzkonflik-
ten (Zu ständigkeit mehrerer Staatsanwaltschaf-
ten) b ei B eteiligung mehrerer Soldaten mit ver-
schiedenen Heimatkasernen . Hier hat e s j edo ch,
wie b ei vielen anderen Strafverfahren mit mehre-
ren B eteiligten, schon bisher keine Schwierigkei-
ten gegeb en. Nach Maßgab e , wer in erster Linie
als Täter in Frage kommt − z . B . der den Einsatzb e-
fehl erteilende Offizier − , wurde die Staatsanwalt-
schaft durch die als erste Anlaufstelle fungierende
Staatsanwaltschaft Potsdam b e stimmt.

1 6)

So wurde
für die strafrechtlichen Ermittlungen wegen der
B omb ardierung der Tanklastzüge b ei Kunduz an-
fangs die Staatsanwaltschaft Dresden zu ständig.
Dresden ist nämlich der Sitz der Stammeinheit des
Ob erst Georg Klein .

Umso mehr erfordern die anderen zugunsten
einer einzigen Zu ständigkeit ins Feld geführten
Argumente eine b esondere Aufmerksamkeit. Dis-
ku ssionswürdig erscheint auf den ersten Blick der
Spezialisierungseffekt. Verwiesen wird auf das Er-

fordernis »b e sonderer Kenntnisse , etwa zu den
rechtlichen und konkreten Rahmenb edingun-
gen« der Au slandseinsätze , insb esondere Kennt-
nisse der »konkreten militärischen Abläufe« . In
der Tat hat man mit Rücksicht auf d as Spezialisie-
rungserfordernis schon zu einigen wenigen ande-
ren Strafrechtsb ereichen Schwerpunktstaatsan-
waltschaften eingerichtet, bislang j edo ch nur auf
Ländereb ene und nur für Wirtschafts- und Kor-
ruptionsdelikte sowie für die B earb eitung von NS-
Gewaltverbrechen . Eine Konzentration auch die-
ser Verfahren in den Händen einer einzelnen
Staatsanwaltschaft mit entsprechender zentraler
Gerichtszu ständigkeit ist angesichts der b egrenz-
ten Ge setzgebungskompetenz de s Bunde s bisher
j edo ch nicht einmal erwogen worden . Auch b ei
den Verfahren gegen im Ausland einge setzte deut-
sche Soldaten würde ein solcher Einschnitt in die
fö derale Struktur der Bundeswehr vorau ssetzen,
d ass der »Eingriff zur Wahrung der Rechts- o der
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Intere s-
se erforderlich« ist.

1 7)

Entsprechende massive ver-
fassungsrechtliche B edenken gegen die b e ab sich-
tigten Ge setzesänderungen hab en deshalb der
D eutsche Richterbund (DRiB)

1 8)

, die Neue Rich-
tervereinigung (NRV)

1 9)

und der D eutsche An-
waltverein (DAV)

2 0)

ge äußert. Wenn sich trotzdem
die 8 1 . Konferenz der Justizministerinnen und
Ju stizminister vom 2 3 ./2 4 . Juni 2 0 1 0 für die Ein-
richtung einer »zentralen Zu ständigkeit« für die
genannten Bundeswehrsachen ausgespro chen
hat, werden dafür eher militärpolitische Erwä-
gungen den Ausschlag gegeb en hab en .

2 1 )

Im Zu sammenhang mit der durch eine Verfah-
renskonzentration ermöglichten b e sonderen
S achkunde wird auf die durch die Neuregelung er-
reichte »zügige Erledigung« der Strafverfahren
verwie sen . D amit werde die mit j edem schweb en-
den Verfahren verbundene p sychologische B elas-
tung der b etroffenen Sold aten verkürzt − ein Ar-
gument, das ab er nicht minder für viele andere in
verantwortungsvollen B erufen stehende Bürger
gilt. An die Einrichtung von Schwerpunktstaatsan-
waltschaften für Verfahren z . B . gegen Ärzte , Bu s-
fahrer, Lokomotivführer, Politiker und ähnlich

1 5 ) Referentenentwurf des Bundesj ustizministerium vom
2 8 . 4 . 2 0 1 0 , www.justizgeschichte-aktuell . de/2 49 . 0 .html .

1 6) Die Staatsanwaltschaft Potsdam ist dem Einsatzführungskom-
mando der Bundeswehr b enachb art.

1 7) Vgl . Art. 72 Ab s . 1 und 2 , Art. 74 Ab s . 1 Nr. 1 GG

1 8) Vgl . Stellungnahme des DRiB Nr. 1 5/ 1 0 . Mai 2 0 1 0

1 9) www. nrv-net. de (3 . 6 . 2 0 1 0)

2 0) Vgl . Stellungnahme des DAV Nr. 1 2 2/2 0 1 0 , April 2 0 1 0 . Kritisch
auch Michael H aid : Kein Sonderrecht für Soldaten ! Zur geplan-
ten Sonderzuständigkeit der Strafjustiz für Soldaten im Au s-
landseinsatz . In : Till Müller-Heidelb erg/Ulrich Finckh/Elke Ste-
ven/M arei Pelzer/Martin Heiming/Martin Kutscha/Rolf Gö ss-
ner/Ulrich Engelfried und Pascal Hase (Hrsg.) : Grundrechte-Re-
p ort 2 0 1 1 . Zur Lage der Bürger- und Menschenrechte in
D eutschland , S . 1 68- 1 7 1 .

2 1 ) No ch auf der achtzigsten Justizministerkonferenz vom 2 2 ./2 3 .
Juni 2 0 09 hatten die Minister die Einrichtung einer zentralen
Staatsanwaltschaft mehrheitlich abgelehnt. Man wolle keine
»Militärgerichtsb arkeit durch die Hintertür« einführen, hieß es
aus Teilnehmerkreisen . Auch die damalige Bundesjustizministe-
rin Brigitte Zypries konnte »keine nennenswerten Probleme«
mit den geltenden Zu ständigkeitsregeln erkennen . Vgl . Tages-
spiegel, 2 8 . 6 . 2 0 09 .
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vor p sychischen B elastungen zu b ewahrenden
Bürgern hat ab er no ch niemand ernsthaft ge-
dacht. Üb erdie s wäre eine einzige für alle diese
Au slandsbunde swehrsachen zuständige Staatsan-
waltschaft einer einzigen Lande sju stizverwaltung
untergeordnet. Wenn sich der Referentenent-
wurf gerade für Leipzig (Bundesland S achsen)
und nicht für Potsdam (B randenburg) entschie-
den hat, ist das nur auf den ersten Blick unverfäng-
lich . Die Ge setzesb egründung verweist darauf,
dass Leipzig Sitz des Bundesverwaltungsgerichts
ist, auch des 5 . Strafsenats des B GH und der die-
sem Senat zugeordneten Dienststelle de s General-
bunde sanwalts .

Die unsichtb are Hand
des Weisungsrechts der Exekutive

Die Zu sammenziehung aller Au slandsmilitärstraf-
sachen b ei einer einzigen B ehörde bringt Gefah-
ren mit sich, die nicht üb ersehen werden dürfen.
D er verfassungsrechtliche Grundsatz der richter-
lichen Unabhängigkeit gilt nämlich nur für Rich-
ter, nicht für Staatsanwälte . Die Vorstellung, die
Staatsanwaltschaft sei »die obj ektivste B ehörde
der Welt«

2 2 )

, entspricht einem frommen Wunsch .
Mit der Verdichtung des Verbindungsstranges zu
den vorge setzten B ehörden erhält das Weisungs-
recht der Exekutive , von dem die meisten Staats-
anwälte im konkreten Fall nur hinter vorgehalte-
ner Hand sprechen, eine no ch größere B edeu-
tung . Gerade weil Staatsanwälte und Ju stizminis-
ter von ihrem Weisungsrecht nur selten au sdrück-
lich Gebrauch machen und sich, selb st b ei aus-
drücklicher B itte eine s Staatsanwalte s um Klar-
stellung, nur selten dazu b ekennen, gewinnt d as
insgeheime Hineinreden in Entscheidungen der
Staatsanwaltschaft an Wirksamkeit. So gern die
Obj ektivität von Entscheidungen der Staatsan-
waltschaften suggeriert wird , zeigt gerade d as
strafrechtlich sanktionierte Verb ot der Erwäh-
nung erteilter Weisungen,

2 3 )

wie unverzichtb ar
Machtpolitikern d as Weisungsrecht ist. Nur selten
und auch dann nur, wenn sich die Weisungsgeb er
ausnahmsweise öffentlich in die D efensive ge-
drängt sehen, b ekennen sich Vorge setzte zu ihrer
Einmischung und räumen ein, dass e s ihnen dab ei
nicht um korrekte Rechtsanwendung geht, son-
dern um »das Kräfteverhältnis der politischen
Strebungen, Erwünschtheiten, [ . . . ] Verträglich-
keiten« .

2 4)

In die sem Sinne lässt der in der B egründung
des Gesetzentwurfs enthaltene Hinweis auf die
angeblich von der Spezialisierung erhoffte »Ver-
b e sserung der Entscheidungsqu alität« aufhor-
chen . Wenn Juristen sich üb erwiegend nur mit ei-
nem einzigen Rechtsb ereich b efassen, gar in en-
ger Tuchfühlung mit dem Dienstherren der B e-
schuldigten, kann das eher zu einer Blickveren-
gung durch B etrieb sblindheit führen . Auch er-
leichtert eine solche Verfahrenskonzentration die
zentrale Steuerung sämtlicher Verfahren eine s po-
litisch sensiblen B ereichs . So hat die Konzentrati-
on der Staatsschutzverfahren während de s Kalten
Krieges auf wenige Gerichte dazu geführt, d ass
die Ju stiz j ahrelang voll den an sie gestellten Ver-
haltenserwartungen entsprach . D ementspre-
chend hatte der damalige Vertreter de s Bundes-
justizministeriums Ministerialrat Hans Rotb erg
die Konzentration der politischen Strafverfahren
in der Zeit des Kalten Krieges auf wenige Staatsan-
waltschaften und Gerichte damit b egründet, d ass
dadurch die Rechtsprechung in die sem » Sonder-
b ereich b e sonders zuverlässig« wurde . Auch
könnten die damit b efassten Juristen so »b ei einer
b e sonders sachkundigen Stelle« Erfahrungen
sammeln, um [ . . . ] »b essere Maßstäb e« zu gewin-
nen . Schließlich sei es auf die se Weise möglich,
»b e sonders ho chwertige Richter für die Aufgab e
zu finden, die nicht j edem liege«

2 5 )

. Nicht anders
würde eine Verfahrenskonzentration im B ereich
der genannten Bundeswehrsachen den Zugriff
der dann in der Hand eine s einzigen Justizministe-
riums liegenden Exekutive auf die einzelnen Ver-
fahren b egünstigen und zugleich die B esetzung
der entsprechenden B ehörde mit solchen Staats-
anwälten erleichtern, die das erwünschte System
von Verfahrenserledigung b ej ahen .

Garantierter Täterschutz bei
perfekter Schutzlosigkeit der Opfer

Wie sehr den Militärpolitikern an einer von Recht
und Ju stiz ungestörten Durchführung von Militär-
aktionen liegt, hab en zwei Disziplinarverfahren
gezeigt : die Verfahren gegen den Maj or Florian
Pfaff und den Ob erstleutnantJürgen Ro se . Florian
Pfaff hatte die B eteiligung an dem völkerrechts-
widrigen Irakkrieg verweigert und war de shalb
unter D egradierung zum Hauptmann und letzt-
lich sogar mit dem Ziel der Entlassung au s der
Bunde swehr disziplinarisch gemaßregelt wor-
den . Jürgen Ro se hatte in einem Zeitschriftenarti-
kel die Unterstützung des Angriffskriege s gegen
den Irak als völker- und verfassungswidrig kriti-
siert. Während d as in der B erufungsinstanz mit
dem Fall Florian Pfaff b efasste Bunde sverwal-
tungsgericht die B efehlsverweigerung Pfaffs als

2 2 ) Staatsanwälte , die sich auf diesen von Franz von Liszt (D eutsche
Juristenzeitung 1 9 0 1 , S . 1 8 0) geprägten Spruch b erufen, üb erse-
hen, dass von Liszt mit dem Hinweis auf den no ch heute gültigen
§ 1 47 GVG gerade auf die Verfehltheit dieser Funktionsb eschrei-
bung der Staatsanwaltschaft aufmerksam machen wollte : »Die
B eamten der Staatsanwaltschaft sind verpflichtet, den dienstli-
chen Anweisungen ihrer Vorgesetzten nachzukommen . «

2 3 ) § 3 5 3 b StGB : Verletzung des Dienstgeheimnisses .

2 4) So der Münchener Generalstaatsanwalt Hermann Fro schauer
vor dem Untersuchungsausschuss des B ayerischen Landtages ;
zitiert nach Winfried Meier: Wider das Einknicken vor der
Macht. In : B etrifft Justiz, Nr. 7 3 , S . 8 .

2 5 ) Nach Alexander von B rünneck: Politische Justiz gegen Kommu-
nisten in der Bundesrepublik D eutschland 1 949- 1 9 68 . Frankfurt
a. M . 1 978 , S . 2 2 5 .
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rechtmäßig ansah und die Disziplinarmaßnah-
men aufhob ,

2 6)

endete das Disziplinarverfahren
gegen Jürgen Ro se in b eiden Instanzen des Trup-
pendienstgerichts mit einer B estätigung der ge-
gen ihn verhängten Disziplinarbuße von 75 0 , 0 0
Euro

2 7)

. Zwischen b eiden Verfahren gibt es aller-
dings einen b emerkenswerten Unterschied : Wäh-
rend die Richter de s Bunde sverwaltungsgerichts
(BVerwG) der allgemeinen Gerichtsb arkeit zuge-
hören, sind die Truppendienstgerichte als Son-
dergerichtsb arkeit fe st in die Organisationsstruk-
tur der Bunde swehr eingebunden . Gegen ihre
Entscheidungen gibt e s keine weiteren Rechtsmit-
tel, auch nicht zum BVerwG . So b eleuchtet der un-
terschiedliche Au sgang der b eiden inhaltlich ähn-
lichen Verfahren die Gefahren einer Verfahrens-
spezialisierung auf Bundeswehrsachen. Gegen-
stand b eider Verfahren waren gleichermaßen die
Grenzziehung zwischen Meinungsfreiheit und
militärischer Disziplin und der Zulässigkeit des
Versuchs , die Rechtmäßigkeit der deutschen B e-
teiligung am Irakkrieg in Frage zu stellen .

Wie wenig den an der Aufrechterhaltung eines
militärischen D enkens Intere ssierten an der Prob-
lematisierung militärischen Fehlverhaltens selb st
nach B eendigung eines Krieges liegt, zeigt die
j ahrzehntelange verbissene Abwehr de s Ver-
suchs , die Verbrechen der deutschen Wehrmacht
im Zweiten Weltkrieg zu thematisieren .

2 8)

No ch
die Rehabilitierung der deutschen »Kriegsverrä-
ter« de s Zweiten Weltkrieges konnte nur gegen
massiven Widerstand durchge setzt werden . Ei-
nen unfreiwilligen B eitrag dazu , dass die von den
Gegnern der Rehabilitierung ins Feld geführten
Argumente widerlegt werden konnten, lieferte
das Rechtsgutachten de s von der CDU b enannten
Militärhistorikers Rolf-Dieter Müller. Ihm konnte
die Verfälschung eine s Urteils des Reichskriegsge-
richts nachgewie sen werden .

2 9)

Jede auf angeb-
lich b esondere militärische Erfordernisse zuge-
schnittene Justiz ist in der Gefahr, unter au sdrück-
licher o der insgeheimer B erufung auf außerrecht-
liche Werte wie »Handlungssicherheit« , Aufrecht-
erhaltung der »Kampfkraft der Truppe« o der all-
gemein »Funktionsfähigkeit der Bunde swehr«
fragwürdige Militäraktionen juristisch abzu schir-
men. D as b eweist die Ju stizge schichte aller Staa-
ten von den Landesverratsprozessen gegen Pazi-
fisten in der Weimarer Republik

3 0)

bis zu der weit-
gehenden Niederschlagung der Verfahren gegen

die im Vietnamkrieg an den Massakern von My Lai
und anderen Massenmorden in Vietnam b eteilig-
ten Militärs .

3 1 )

D as Interesse der Politik an einer willfährigen
Staatsanwaltschaft geht no ch üb er das Intere sse
an der personellen B esetzung der Gerichte hi-
nau s : Gegen gerichtliche Entscheidungen gibt es
vielfältige Rechtsmittel . Von der vorgesetzten B e-
hörde angeordnete o der mitgetragene Verfahren-
seinstellungen durch die Staatsanwaltschaft sind
ab er praktisch unanfechtb ar.

3 2 )

D er S atz »Wo kein
Kläger, da kein Richter« ist eb enso b anal, wie er
sich b ewahrheitet, wenn willfährige Staatsanwäl-
te am Werk sind .

Während die von den Militärs so vehement ge-
forderte »Rechtssicherheit« für die Soldaten
schon j etzt nichts zu wünschen übrig lässt, hat das
B edürfnis an einem effektiven rechtlichen Opfer-
schutz heute stark zugenommen . In einer Zeit, in
der die distanzgerichtete mo derne Waffentech-
nik die Gefährdung der eigenen Soldaten stark
verringert hat, werden immer mehr Opfer unter
der Zivilb evölkerung in Kauf genommen .

3 3 )

Wie
sehr eine militärfreundliche Ju stiz vor der Fe st-
stellung von nachgewie senen Kriegsverbrechen
zurückscheut, zeigt auch die strikte Verweige-
rung von Entschädigungsansprüchen der Opfer,
was regelmäßig mit dem Hinweis auf eine »Staa-
tenimmunität« b egründet wird , wob ei ab strakten
Staatengebilden eine größere Schutzb edürftig-
keit zugebilligt wird als Menschen .

3 4)

Leider ist der Funktionswandel der Militärju s-
tiz unter den B edingungen mo derner Kriegsfüh-
rung von den Verantwortlichen bisher nicht zur
Kenntnis genommen worden . D er verb e sserte Ei-
genschutz der Soldaten hat mit der dadurch ver-
ringerten Versuchung zu einer »Flucht vor dem
Feind« die Aufgab e , die »Kampfmoral« durch Straf-
androhungen zu sichern, hinter der Aufgab e zu-
rücktreten lassen, das zum Schutz der Zivilb evöl-
kerung ge schaffene Kriegsvölkerrecht durchzu-
setzen . B edauerlicherweise ist in dem Gesetzent-
wurf des Bundesju stizministeriums und in den
rechtspolitischen Forderungen der Militärpoliti-

2 6) Vgl . Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 2 1 . 6 . 2 0 0 5 . In :
Neue Juristische Wo chenschrift (NJW) 2 0 0 6 , S . 78- 1 0 8 ; Jürgen
Ro se : Ernstfall Angriffskrieg. Frieden schaffen mit aller Gewalt?
H annover 2 0 0 9 , S . 1 3 2- 1 4 2 .

2 7) Vgl . Ro se , eb d . , S . 1 4 2- 1 4 8 .

2 8) An der Diskreditierung vor allem der ersten Wehrmachtausstel-
lung des H amburger Instituts für Sozialforschung b eteiligten
sich deshalb auch viele Politiker.

2 9) Vgl . Helmut Kramer : Geschichtsfälschung im Dienst der Politik.
In : O ssietzky. Zweiwochenschrift für Politik/Kultur/Wirtschaft,
Nr. 2 3 , 1 5 . 1 1 . 2 0 0 8 , S . 8 6 4-8 66 ; M arkus D eggerich in : D er Spiegel
5/2 0 09 .

3 0) Vgl . Ingo Müller: Landesverratsprozesse und B eleidigungsver-
fahren gegen Pazifisten in der Weimarer Republik. In : Recht ist,
was den Waffen nützt. Justiz und Pazifismus im 2 0 . Jahrhundert.
Hrsg. von Helmut Kramer und Wolfram Wette . B erlin 2 0 04 , S .
14 3- 1 5 9 .

3 1 ) Vgl . Greiner (Anm . 9) .

3 2 ) D as der durch eine Straftat verletzten Person zustehende Recht
auf ein Klageerzwingungsverfahren ( § 1 72 StPO) ist an so viele
Kautelen geknüpft, dass es nur äußerst selten zu einer Anklage-
erhebung führt.

3 3 ) Nach dem Jahresb ericht 2 0 1 0 der Menschenrechtsorganisation
»Afghanistan Rights Monitor« (ARM) waren im Jahre 2 0 1 0 min-
destens 2 1 2 4 Ziviltote (also täglich 6 bis 7) zu b eklagen, wovon
6 3 % auf Ko sten des afghanischen Widerstandes gehen, wäh-
rend 2 1 % den B esatzungstruppen zugerechnet werden . In den
zehn Jahren des Krieges am Hindukusch sind in den Reihen der
B esatzungstruppen etwa 2 3 0 0 Soldaten gefallen, davon nach
dem Stand von Juni 2 0 1 1 5 2 Bundeswehrsoldaten .

3 4) Peter D erleder: Individualentschädigungsansprüche zur Durch-
setzung des Kriegsvölkerrechts . In : Peter B ecker/Reiner
Braun/Dieter Deiseroth : Frieden durch Recht. B erlin 2 0 1 0 , S .
3 3 1 -3 4 8 .

I I -I V/ 2 01 1
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ker allein von den in ihrem Vertrauen auf »Rechts-
sicherheit« zu schützenden Sold aten, d agegen
nicht von dem zu verb essernden Opferschutz

3 5 )

die Rede .
3 6)

Anstatt d as Völkerstrafrecht weiter
aufzuweichen, sollten die Möglichkeiten des auf
Straftaten gewöhnlicher Art zugeschnittenen Kla-
geerzwingungsverfahrens ( § 1 72 StPO) in B ezug
auf Kriegsverbrechen, üb erhaupt auf Massenver-
brechen, ausgedehnt werden, eb enso wie der Ge-
setzgeb er durch den Erlass des VStGB gemeint
hat, den B esonderheiten de s Kriege s Rechnung
tragen zu mü ssen .

Die Konzentration politisch heikler Strafver-
fahren auf eine einzige B ehörde ist auch in perso-
nalpolitischer Hinsicht nicht unb edenklich . Die
hohe Kunst, mittels rechtsmetho dologischer
Kunstgriffe unter stillschweigender B erücksichti-
gung »militärischer Notwendigkeiten« höheren
Orts unerwünschte Strafverfahren geräu schlo s zu
Ende zu bringen, kann b ei einer Spezialisierung
auf Strafverfahren in politisch heiklen Strafrechts-
b ereichen b e sonders perfekt eingeübt werden.
Umgekehrt werden ihr Tun selb stkritisch reflek-
tierende Juristen, die sich nicht im Sinne b e-
stimmter Verhaltenserwartungen instrumentie-
ren lassen, gar das Völkerrecht ernst nehmen, es in
einer solchen in die Militärpolitik integrierten B e-
hörde nicht leicht hab en. Schon j etzt werden ge-
setze streue , standhaft bleib ende Staatsanwälte zu-
rückgepfiffen, um den Politikern wirtschaftlich
o der sonst nahe stehende Straftäter vor Strafe zu
schützen . Gegeb enenfalls werden sie auf einen
anderen Po sten versetzt, wie die s dem Staatsan-
walt Winfried Maier während des von ihm geführ-
ten Verfahrens der Staatsanwaltschaft Augsburg
gegen den Waffenhändler Karlheinz Schreib er,
Max Strauß , Ex-Staatssekretär Holger Pfahls und
zwei Thyssen-Manager widerfuhr.

37)

Der juristische Umgang mit dem
Massaker bei Kunduz in Afghanistan

Au s der Sicht derj enigen Militärpolitiker, denen
an einer Ju stiz liegt, die auch die fragwürdigsten
Militäraktionen unkritisch ab segnet, hat schon
die vorhandene Organisationsstruktur der Justiz

kaum zu wünschen übrig gelassen . D as zeigt gera-
de der Fall , der das Rechtsgewissen und die juristi-
sche Redlichkeit b esonders hätte herau sfordern
mü ssen: das auf B efehl des Ob erst Georg Klein an-
gerichtete Blutb ad b ei Kunduz in Afghanistan.
Hier ermöglichte ein den meisten Bundesbürgern
unb ekannte s Gesetz, das erst im Jahre 2 0 02 in
Kraft getretene Völkerstrafge setzbuch (VStGB) ,

3 8)

derartige Verfahren von vornherein auf eine sol-
che Eb ene zu hieven, wo die Rücksichtnahme auf
»Bündnisverpflichtungen« und andere militärpo-
litische B elange sicherge stellt ist. D e shalb hat die
Staatsanwaltschaft Dresden nach wo chenlangem
Zögern, ob sie für das Massaker b ei Kunduz üb er-
haupt ein Aktenzeichen vergeb en sollte o der
nicht, das Verfahren gegen Ob erst Klein an den
Generalbundesanwalt (GBA) in Karlsruhe abge-
geb en . Dieser ist b ei Verdacht eines Verstoße s ge-
gen das Völkerstrafrecht im Rahmen eine s b ewaff-
neten Konflikts an erster Stelle zu ständig .

39)

Inzwischen hat der GBA das Verfahren gegen
Ob erst Klein einge stellt,

4 0)

mit der B egründung,
die B omb ardierung der Tanklastzüge verstoße
weder gegen nationales no ch internationales
Recht und erfülle auch nicht den Verdacht verb o-
tener Metho den der Kriegsführung . Man sei zu
der Einschätzung gelangt, dass Ob erst Klein »nach
Au sschöpfung aller Erkenntnismöglichkeiten« da-
von ausgehen durfte , dass sich zur fraglichen Zeit
keine Zivilisten am Einsatzort b efanden. Aller-
dings hat der GBA sich einer Üb erprüfung auf ju-
ristische Korrektheit der Entscheidung dadurch
entzogen, dass er das zugrunde liegende Tatsa-
chenmaterial in Üb ereinstimmung mit dem Bun-
desverteidigungsministerium als Verschlu sssa-
che geheim hält.

Gleich nach dem Luftschlag hatten sich die Tä-
ter darum b emüht, eine Aufklärung de s Ge sche-
hens zu vereiteln, dies im B ewu sstsein, dass es
galt, die strafrechtliche Verfolgung eine s offen-
kundigen Kriegsverbrechens zu erschweren:
Nach den ohnehin selb stverständlichen Regeln
der Internationalen Schutztruppe hätte sp ätes-
tens zwei Stunden nach dem B omb ardement eine
B e stand saufnahme am Tatort durchgeführt wer-
den mü ssen . Auf höhere Anordnung erfolgte sie
ab er erst zehn Stunden später. Was die Feldj äger
dann vorfanden, b e schreib en sie in ihrem gehei-
men, ab er do ch b ekannt gewordenen B ericht: »Er-
eignisort nicht unverändert. Augenscheinlich kei-
ne Leichen/Verletzten mehr vor Ort. , B ombing-
Are a" ist in Anb etracht de s vermeintlichen Perso-
nenschadens nahezu »klinisch« gereinigt [ . . . ] E s

3 5 ) D er strafrechtlichen Schutzlo sigkeit der Zivilb evölkerung ent-
spricht die faktische Ab erkennung von Entschädigungsansprü-
chen im Zivilrecht. Völkerrechtswissenschaftler hab en für
Kriegsopfer ein Au snahmerecht geschaffen, das Entschädi-
gungsansprüche von Kriegsopfern nur auf dem Papier gewährt.
Vgl . Helmut Kramer: Entschädigung der Opfer würde den Krieg
verteuern . In : Die Opfer der Kriege . Sonderheft O ssietzky. Zwei-
wo chenschrift für Politik/Kultur/Wirtschaft. Hrsg . von E ckart
Sp oo u . a. Januar 2 0 07, S . 1 6- 1 8 .

3 6) Die Militärjuristin Karen B irgit Spring lässt in ihrer Dissertation
»Brauchen wir in Deutschland eine Militärju stiz?« (B aden-B aden
2 0 0 8) diesen Aspekt völlig unb eachtet.

37) Vgl . Maier in : B etrifft Justiz, Nr. 7 3 , S . 8 ; Michael Stiller: Aufrech-
ter Gang 2 0 02 . In : Eb d . , S . 1 0- 1 2 ; weitere Fälle solcher Eingriffe
von hoher H and insb esondere in Strafverfahren wegen verb ote-
ner Waffengeschäfte , Großb etrügereien von Wirtschaftskrimi-
nellen, Steuerstrafverfahren und dergleichen b ei Helmut Kra-
mer in : »Rechtsstaat« . In : Gabriele Gillen/Walter van Ro ssum
(Hrsg.) : Schwarzbuch D eutschland . D as H andbuch der vermiss-
ten Informationen . Reinb ek 2 0 09 , S . 47 7-4 8 2 , 6 3 1 -6 3 3 .

3 8) Mit diesem Gesetz wurde das im Juni 1 9 9 8 von vielen UNO-Staa-
ten verab schiedete »Römische Statut« für den Internationalen
Strafgerichtshof in D en H aag in nationales deutsches Recht um-
gesetzt.

39) Vgl . § 14 3 Ab s . 1 , § 1 2 0 Ab s . 1 Nr. 8 Gerichtsverfassungsgesetz
(GVG) .

4 0) B escheid des Generalbundesanwalts v. 1 9 . 4 . 2 0 1 0 in: 8/ 1 0 ,
www. generalbundesanwalt ( 5 . 6 . 2 0 1 0) ; vgl . auch FAZ, 1 7. 4 . 2 0 1 0 .
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sind nur no ch minimale Spuren von Humanmate-
rial zu finden . «

4 1 )

Aufgrund der schon au s der Distanz vorge-
nommenen Lageb eurteilung wu ssten die für die
sp äte Entsendung der Feldj äger Verantwortlichen
also , dass e s etwas zu verb ergen gab und b elasten-
de Spuren zu b e seitigen waren . Auch das spricht
eher gegen die Fe ststellung des GBA, Ob erst Klein
hab e mit der Anwesenheit unb eteiligter Zivilisten
nicht gerechnet.

Wegen der sp äten Entsendung der Feldj äger
hat der Verfasser b ei der Staatsanwaltschaft Pots-
dam Strafanzeige gegen unb ekannt wegen Straf-
vereitelung im Amt nach § 2 5 8 a StGB erstattet.
Nach Abgab e durch die Staatsanwaltschaft Pots-
dam hat die Staatsanwaltschaft Köln das Verfah-
ren eingestellt.

4 2 )

Dies mit der B egründung, es ha-
b e an einer »Vortat« gefehlt, weil nach der Ent-
scheidung der Bundesanwaltschaft durch den
B omb enangriff weder »die Vorschriften des Völ-
kerstrafrechts no ch die B e stimmungen de s Straf-
gesetzbuchs verletzt« worden seien . Üb ersehen
hat die Staatsanwaltschaft Köln, dass die BA b ei
Kenntnis eines unveränderten Tatorts möglicher-
weise das Vorhandensein einer Straftat hätte b ej a-
hen müssen. Sie ist von einer zweifelhaften, selb st
no ch b eweisb edürftigen Tatsache au sgegangen,
eine Petitio principii .

Obgleich Ob erst Klein b ei der Anordnung des
Luftschlage s mehrere Einsatzregeln gebro chen
hatte , wurde gegen ihn nicht einmal ein Diszipli-
narverfahren eingeleitet. D agegen wurden die
b eiden US-Piloten, denen Ob erst Klein eine vor-
herige Warnung durch ein Üb erfliegen der Men-
schenmasse im Tiefflug verb oten hatte , nach dem
Vorfall strafversetzt.

4 3 )

D as Völkerstrafgesetzbuch −
Papiertiger gegen Kriegsverbrechen

Wer sich ein vollständiges Bild von einer »Militär-
ju stiz durch die Hintertür« machen will, mu ss , b e-
vor er Schuldzuweisungen trifft, das komplizierte
Gesamtgefüge der an der Strafverfolgung b eteilig-
ten Institutionen und ge setzlichen Normen in
den Blick nehmen . Die Politiker, die an vom Recht
unb ehelligter Durchführung von Angriffskriegen
und anderen dem Völkerrecht zuwiderlaufenden
Militäraktionen intere ssiert sind , hab en aufvielen
Eb enen und Stufen wirksame Sicherungen einge-
b aut, die eine effektive Verfolgung von Kriegsver-
brechen nahezu unmöglich machen .

D er Versuch, die juristische Üb erprüfung von
Kriegsverbrechen zu vereiteln, b eginnt oft no ch
b evor sich Polizei o der Justiz mit dem Tatgesche-
hen b efassen können : mit der faktischen B e seiti-
gung o der Veränderung der Spuren, so wie dies
im Fall Kunduz ge schehen ist. In anderen Fällen
gibt es verfälschte S achb erichte und andere Mittel
der D esinformation .

Gewissermaßen am ob eren Ende der juristi-
schen Stufenleiter lassen sich Völkerrechtswis-
senschaftler und andere Juristen im Dienst der Mi-
litärpolitik instrumentalisieren, indem sie Hilfe-
stellung b ei einer täterfreundlichen Normierung
de s Völkerrechts leisten . Ein eindrucksvolles B ei-
spiel für eine Juristenkunst, die auf den ersten
Blick eine rigoro se Verfolgung von Kriegsverbre-
chen verspricht, b ei näherem B e sehen ab er
Kriegsverbrecher effektiv vor Strafe schützt, ist
d as von den Massenmedien ho chgelobte Völker-
strafgesetzbuch (VStGB) . Seine Paragrafen hab en
d as bislang für alle Bürger ohne Privilegierung ei-
ner B erufsgruppe geltende allgemeine Strafrecht
als Spezialnorm weitgehend verdrängt. Von den
Massenmedien als großer Rechtsfortschritt ge-
rühmt, scheint e s eine scharfe Waffe gegen Kriegs-
verbrechen zu sein, vor allem wegen seiner hohen
Strafdrohungen bis zur leb enslangen Freiheits-
strafe . B ei näherem B e sehen knüpft e s eine Verur-
teilung wegen der Tötung von unb eteiligten Zivil-
personen an eine Fülle von Vorau ssetzungen, die
die Verantwortlichen selb st b ei grob fahrlässig an-
gerichteten Massentötungen straffrei lassen .

D er Au sgang de s Ermittlungsverfahrens gegen
Ob erst Klein ist ein Paradeb eispiel für die Wir-
kungslo sigkeit de s Kriegsvölkerstrafrechts . Nach
§ 1 1 Ab s . 1 Nr. 1 VStGB muss der Angriff »gegen die

Zivilb evölkerung als solche« gerichtet sein. Nach
§ 1 1 Ab s . 1 Nr. 3 mu ss der Täter » als sicher erwar-
ten, dass der Angriff die Tötung o der Verletzung
von Zivilpersonen [ . . . ] verursachen wird« . D anach
genügt e s nicht, dass der Soldat b ei dem Waffen-
einsatz mit dem To d vieler Zivilisten gerechnet
hat. Auch wenn sich ihm die Anwe senheit vieler
Zivilisten und die Wahrscheinlichkeit ihrer Tö-
tung hätten aufdrängen mü ssen, handelt er nach §
1 1 Ab s . 1 Nr. 3 VStGB sogar b ei gröb ster Fahrlässig-
keit nicht rechtswidrig. Selb st falls er sich sagt,
auch das sollte mir recht sein, setzt er sich einer
B estrafung nur d ann aus , wenn die Tötung o der
Verletzung von Zivilpersonen » außer Verhältnis
zu dem insge samt erwarteten konkreten und un-
mittelb aren militärischen Vorteil steht« .

4 4)

Eb enso gut hätte der Ge setzgeb er de s VStGB
sagen können : »D en Soldaten, der eine größere
Menschenmenge b omb ardiert, ohne zu wissen,
wer sich d arunter b efindet, trifft keine strafrecht-
liche Schuld . « Mit die sem auf die Konferenz vieler

4 1 ) B ericht der Feldj äger v. 4 . 9 . 2 0 1 0 , zitiert nach Matthias Geis und
Jörg Lau in : Die Zeit, Nr. 5 2 , 2 0 09 .

4 2 ) Strafanzeige vom 2 3 . 1 2 . 2 0 1 0 und der B escheid der Staatsanwalt-
schaft Köln vom 3 0 . 4 . 2 0 1 0 , abrufb ar unter www.justizgeschich-
te-aktuell . de/2 49 . 0 .html . Vgl. Wolfgang Kaleck: B omb eneinsatz
von Kunduz ohne Konsequenzen ? In : Müller-Heidelb erg/Ulrich
Finckh/Elke Steven u . a. (Anm . 2 0) , S . 5 4-5 8 .

4 3 ) Vgl . Stefan Kornelius : US-Piloten für Angriff von Kunduz b e-
straft. In : Süddeutsche Zeitung, 1 6 . 1 . 2 0 1 0 .

4 4) Durch das B omb ardement b ei Kunduz sollen 1 4 2 Menschen,
üb erwiegend unb eteiligte afghanische Zivilisten, darunter viele
Kinder, getötet worden sein .
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Staaten in Kamp ala zurückgehenden Ge setzbuch
hat man einen Freibrief für die Anrichtung von
»Kollateralschäden« j edweder Art au sge stellt.

Auch dafür, dass Ermittlungsverfahren wegen
Kriegsverbrechen einer »verlässlichen« Stelle ,
nämlich der dem Bunde sju stizministerium unter-
geordneten BA vorb ehalten bleibt, hat der Ge setz-
geb er Vorsorge getroffen . Nach § 1 2 0 Ab s . 1 Nr. 8
des Gerichtsverfassungsgesetze s (GVG) sind für
Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch nicht
die sonst für Tötungsdelikte zu ständigen Landge-
richte , sondern allein die Ob erlande sgerichte zu-
ständig. Und nach § 1 4 2 a GVG übt die BA in den
zur Zu ständigkeit von Ob erlandesgerichten im
ersten Rechtszug gehörenden Strafsachen d as
Amt der Staatsanwaltschaft auch b ei die sen Ge-
richten aus . In der Tat ist für die Anhänger einer
»Kriegsju stiz durch die Hintertür« die B e arb ei-
tung durch die BA die optimale Regelung : Sie un-
tersteht dem Bunde sju stizministerium, das wie-
derum im ständigen Kontakt mit dem Verteidi-
gungsressort steht. Auch von der Personalaus-
wahl her können die , die militärpolitisch heikle
Verfahren handverle senen Juristen anvertraut se-
hen mö chten, zufrieden sein : Die Bunde sanwalt-
schaft ist mit vom Bundesju stizministerium er-
nannten Juristen b e setzt, die ab solute Loyalität ge-
genüb er der Bunde sregierung garantieren . D amit
kann die erwünschte Steuerung der Rechtspre-
chung eher no ch b e sser erreicht werden wie mit
einer Sondergerichtsb arkeit für die Bunde swehr.

Unabhängige oder gesteuerte Justiz?

Welch großen Wert die Zweite Gewalt auf eine
willfährige Dritte Gewalt gerade in Bundeswehr-
sachen legt, ist am B eispiel der für Disziplinarver-
fahren gegen Soldaten zu ständigen Wehrdienstse-
nate de s BVerwG offenkundig geworden. Wenn −
wie e s im Fall de s Massakers b ei Kunduz hätte ge-
schehen mü ssen − die Dienstaufsicht nicht darum
herumkommt, ein Disziplinarverfahren einzulei-
ten, etwa wegen Missachtung der Isaf-Regeln,
wird in letzter Instanz einer der b eiden Leipziger
Senate damit b efasst werden .

Nach dem Grundge setz sind Richter unabhän-
gig und nicht an Weisungen gebunden . D o ch ge-
rade im Fall der Leipziger Wehrdienstsenate ist
die richterliche Unabhängigkeit in Frage gestellt.
Eine auf den ersten Blick unauffällige , ab er ein-
deutig verfassungswidrige Vorschrift ( § 8 0 II der
Wehrdisziplinarordnung) ermöglicht es nämlich,
die se Senate mit der Bunde sregierung genehmen
Juristen zu b e setzen : D as Präsidium de s BVerwG
darf die Wehrdienstsenate nur mit solchen Rich-
tern b esetzen, die das Bunde sjustizministerium
speziell für die se Aufgab e b estimmt hat.

Als würde die ser Eingriff in die Unabhängig-
keit nicht genügen, hat nach einer in keinem Ge-

setzblatt stehenden Vereinb arung zwischen Jus-
tiz- und Verteidigungsministerium vom 2 1 . Okto-
b er 1 970 das Verteidigungsministerium , also eine
Prozessp artei, d as Recht, die Richter für die Wehr-
dienstsenate mit auszusuchen. Diese Senate sol-
len als Werkzeug des Ministeriums dienen − das
hat im Septemb er 2 0 09 der damalige Minister
Franz Jo sef Jung b ewiesen . Kaum war die Mög-
lichkeit eines Disziplinarverfahrens gegen Ob erst
Klein, den Verantwortlichen des B omb ardements
b ei Kunduz, an den Horizont gerückt, lehnte Jung
einen b ereits vom Präsidium des BVerwG in den
für Klein zuständigen Senat gewählten Richter ab ,
dem der Makel anhaftete , nie in der Bundeswehr
gedient zu hab en : einen veritablen Wehrdienst-
verweigerer. Man verständigte sich dann auf ei-
nen anderen, dem Verteidigungsministerium ge-
nehmen Juristen . Inzwischen hab en die Präsiden-
ten des BVerwG und aller Ob erverwaltungsge-
richte einhellig prote stiert und die Streichung des
§ 8 0 II der Wehrdisziplinarordnung gefordert.

Freibrief zum Töten?

D as verfassungsrechtliche Geb ot der Unabhän-
gigkeit gilt für die Richter, ab er nicht für die
Staatsanwälte , auch und erst recht nicht für den
Generalbundesanwalt und seine B ehörde . D ass zu
den Qu alitätsanforderungen an eine B ehörde mit
der Aufgab e , eb enso umstrittene wie robu ste Mili-
täreinsätze juristisch abzu sichern, neb en einer
virtuo sen B eherrschung der Rechtsauslegungs-
künste auch ein robu stes Gewissen gehört, hab en
die zuständigen B e amten der Bunde sanwalt-
schaft in den letzten Jahren wiederholt unter B e-
weis gestellt.

45 )

So hat der Generalbundesanwalt
nur die Vorb ereitung eines Angriffskriegs , nicht
ab er den Angriffskrieg selb st für strafb ar erklärt.
Ein Ermittlungsverfahren gegen D onald Rums-
feld lehnte er mit der B egründung ab , um die Fol-
tervorwürfe könne sich j a auch die US-Ju stiz küm-
mern. Mit der Verschleppung von Gefangenen in
ausländische Geheimgefängnisse hab e sich die
CIA nicht strafb ar gemacht, denn nur totalitären
Staaten, nicht ab er demokratischen Regierungen
seien Verschleppungen verb oten.

Dr. Helm ut Kramer ist Rich ter am Oberlandesge-
rich t a. D. Der h ier veröffen tlich te Text ist m it

freundlicher Geneh m igung des A ufba u-Verlags
en tno mmen dem vor Kurzen ersch ienenen Buch
vo n Joach im Perels/Wolfram Wette (Hrsg.): Mit
reinem Gewissen. Wehrmach trich ter in der Bun-
desrepublik und ihre Opfer. A ufba u- Verlag, Ber-
lin 201 1, 474 Seiten, 29, 99 Euro

45 ) Hierzu und zu folgendem : Helmut Kramer in : Die Nürnb erger
Prinzipien und der Kampf um ihre Durchsetzung . In : Jo achim
Perels (Hrsg.) : Auschwitz in der deutschen Geschichte . H anno-
ver 2 0 1 0 , S . 1 3 5 - 1 39 ; Ro se , eb d . , S . 1 1 2- 1 1 7, 2 1 6-2 1 9 .
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